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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 0 


Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Sonnabend, den 7. Juni 1862. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Belgrad, 6. Juni Ein wachhabender türkiſcher Offizier hatte 
einen ſerbiſchen Polizeimann thätlich angegriffen; Letzterer feuerte ſeine 
Piſtolen ab und traf einen vorübergehenden Türkentataren. Ein des⸗ 
halb entſtandener Auflauf wurde beruhigt und die unterbrochene Com⸗ 
munikation wieder hergeſtellt; die türkiſche Wachmannſchaft hält jedoch 
mit gefälltem Bajonnet Wache. Der Polizeimann iſt verhaftet und eine 
Unterſuchung angeordnet. € 

Turin, 4. Juni. In der heutigen Sitzung der Deputirtenkammer ſtellt 
Bixio es in Abrede, daß die Verhafteten mit den Waffen in der Hand ger 
fangen genommen ſeien, und verſichert, das Miniſterium habe keine Kennt⸗ 
“nik von dem Invaſionsproject haben können. 

In einer Zuſammenkunft mit dem Präſidenten des Miniſteriums, in 
welcher von einer Expedition die Rede geweſen ſei, habe derſelbe erklärt, die 
Regierung werde eine ſolche nicht dulden, und habe er ſpäter von dem jun⸗ 
gen Menotti Garibaldi die Verſicherung auf Ehrenwort verlangt, daß die 
genueſer Scharfſchützen nicht für eine Expedition verwendet würden. 

Konſtantinopel, 31. Mai. Der Sultan ließ die wegen Schulden 
und kleinerer Vergehen eingeſperrten britiſchen Unterthanen zu Ehren des 
Prinzen von Wales in Freiheit ſetzen und milderte die Strafen der im Ba⸗ 
no Gefangenen. Der Prinz von Wales iſt am 27. abgereiſt. Kaiſer Napoleon 
ſchicte dem Sultan den Groß⸗Cordon der Ehrenlegion. Es wurden 6 Batte: 
rien gezogener Kanonen an Omer Paſcha geſendet. Ein Telegramm Omer 
Paſchas meldet, Fürſt Nikolaus von Montenegro habe das Ultimatum erwi⸗ 
dert, indem er das Vorgefallene durch die zurückgebliebene Civiliſation ſeiner 
en entſchuldigt, welche die Grenze blos zu Handelszwecken über⸗ 
chritten. x > 12 5 

Die ruſſiſche Dampfſchifffahrt⸗Geſellſchaft eröffnet eine Linie zwiſchen 
Konſtantinopel und Batum. Der Marineminiſter Mehemed Ali Paſcha er⸗ 
hielt auch die Leitung des Münzweſens. Der griechiſche Biſchof von Homs 
in Syrien, Gregorios, iſt zum Katholizismus übergetreten. 


Preuſen. 


Landtags = Verhandlungen. 
10. Sitzung des Hanfes der Abgeordneten. 

Präſ. Grabow eröffnet die Sitzung um 9% Uhr. Am Miniſtertiſche: 
die Herren v. d. Heydt, v. Mühler, v. Holzbrinck, ſpäter v. Roon, 
v. Jagow. . 

1 Präſident theilt mit, daß in verwichener Nacht der Abg. Krauſe 
Braunsderg) geſtorben. Die Commiſſion für die Berathung der Militär⸗ 
onventionen iſt gewählt und hat ſich conſtituirt: Stavenhagen, Vorſitzender, 

Büste, Stellv., Ziegert und Neubert Schriftf. reſp. Stello., Gr. v. Bethuſy⸗ 
Huc, Poſt, Harkort, Schneider (Wanzleben), Vaud, Baſſenge (Lauban), 
v. Eſebeck, v. Gablentz, Schmidt (Paderborn). 2 

Der Finanzminiſter überreicht den bereits in vor. Seſſion eingebrach⸗ 
ten Geſetzentwurf über einige Abänderungen der Gemeinheitstheilungs⸗ 
Ordnung, der nach ſeinem Vorſchlage der Agrar⸗Commiſſton überwieſen wird. 
Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt die neue Geſchäftsordnung, 
die in der Redaction der 8 ohne vorherige Verleſung und Dis⸗ 
kuſſion im Ganzen angenommen wird. 

9 beginnt die Spezialdiskuſſion über die Adreſ ſe. Der Präſ. regelt 
unter Zuſtimmung des Hauſes die Diskuſſton in der Weiſe, daß die einzel⸗ 
nen Amendements, darunter auch der Entwurf des Abg. v. Vincke, den betr. 
Ahfätzen der Comm. gegenüber geſtellt oder an der betr. Stelle, wo ſie ein⸗ 
geſchaltet werden, debatlirt werden ſollen. i 

Zunächſt kommen die beiden erſten Alinea's zur Berathung. Der Vincke⸗ 
ſche Gegenentwurf unterſcheidet ſich von dem Adreßentwurfe der Commiſſion 
weſentlich durch die Verwahrung, daß keine „Partei im Lande beſtrebt ſei, 
den Schwerpunkt der ſtaatlichen Gewalt, welcher nach Geſchichte 
und Verfaſſung Preußens bei der Krone beruht, von dieſer in die 
Volksvertretung zu verlegen“; ferner wird beklagt, daß die Miniſter ſolchen 
Anſchuldigungen Worte gegeben und die „Unterſtellung daran gereiht haben, 
als ob der altbewährte preuß. Beamtenſtand des Sr. Majeſtät geleiſteten 
Eides jemals uneingetenk fein könnte.“ Die beiden erſten Aliſea s, des 
Adreßentwurfs der Commiſſion ſind dagegen weſentlich Ausdrücke der Loya⸗ 

lität und die Wablfragen find darin noch nicht berührt. 

Abg. v. Vincke gegen den Commiſſions⸗ und für ſeinen Entwurf: In⸗ 
dem er in ſeinem Entwurf bei Berührung der Wahlerlaſſe ſich genau an den 
Wortlaut derſelben gehalten, habe er geglaubt, im Intereſſe auch der Fort⸗ 
ſchrittspartei zu handeln und die gegen ſie geſchleuderten Angriffe zurückzu⸗ 
weiſen. Namentlich ſei eine Abwehr gegen den Vorwurf darin enthalten, 
als ob eine Partei im Lande beſtrebt ſei, den Schwerpunkt der ſtaatlichen 
Gewalt in das Abgeordnetenhaus zu verlegen. Der Abg. Virchow habe 
freilich geſtern in gewiſſermaßen mechaniſch⸗naturwiſſenſchaftlicher Weile aus: 
einandergeſetzt, wie eine ſolche Verlegung durch Ereigniſſe herbeigeführt wer⸗ 
den könne. Es komme aber hier nicht auf den Gang künftiger Ereigniſſe 
an, jondern auf die Abſicht und das Streben der Parteien. Wenn die 
Partei alſo wirklich dieſe Abſicht nicht habe, jo müßten die Intentionen der 

Wahlerlaſſe, in der von ihm vorgeſchlagenen Weiſe abgelehnt werden. Der 
| Vorwurf, der der Majorität des aufgelöſten Hauſes gemacht ſei, beziehe ih 
| nicht auf die Geſchichte, und die Wahlerlaſſe hätten nicht prophetiſch in die 
Zukunft hinübergegriffen. Er habe alſo geglaubt, im Intereſſe dieſer Majo⸗ 
rität fein Amendement zu ftellen, und ſei überraſcht, dafür Angriffe zu er⸗ 
fahren. Der Redner berührt den Vorwurf, der ihm vom Abg. 19 
(Berlin) wegen ſeiner e gegen den Hagenſchen Antrag gemacht iſt. 
Er könne noch immer nicht die Berechtigung des Hagenſchen Antrags aner⸗ 
kennen. Man ſage immer, der Antrag habe nur ein durch die Verfaſſung 
verbrieftes Recht wahren ſollen, man verwechſele dabei aber die beiden 
| Theile des Antrags. Der erſte Theil, der die nothwendige Specialiſirung 
des Etats verlangt, wahre allerdings ein Na en Sa Recht; der 
zweite Theil aber, der eine Veranlagung der Ctats auf Grundlage der Rech⸗ 
nungen von 1859 verlange, enthalte doch gewiß nicht eine ſolche Wahrung 
des verfaſſungsmäßigen Rechts. Nicht zwanzig Mitglieder, die für den 
Hagenſchen Antrag geſtimmt, hätten ſich vorher die Rechnungen von 1859 
angeſehen. (Obo! von der linken Seite.) Der Antragſteller möge dies wohl 
gethan haben, aber auch dieſer habe überſehen, daß der Etat z. B. der 
Eifenbabnen jetzt ganz anders conſtruirt ſei, als es 1859 der Fall war, und 
daß z. B. die jekige Organifation der Bergämter damals gar nicht bekannt 
weſen ſei. Man hätte der Regierung in dieſer Sache die Initiative über⸗ 
aſſen müſſen, wie dies erſt kürzlich bei ähnlicher Gelegenheit in England 
. geweſen ſei. e £ er 82 
enn man nun dahin geſtrebt habe, die vermißte Einheit im Mini⸗ 
erium herzuſtellen, ſo ſei es doch ſehr unklug geweſen, gerade denjenigen 
kinſſter durch den ſofortigen Beſchluß zu verletzen, der als der allerliberalſte 
elten konnte und die andern, die man zu entfernen gewünſcht, in Ruhe zu 
aſſen. Nichtsdeſtoweniger halte er die Auflöfung nicht für gerechtfertigt 
und halte ſie auch nicht von den Votanten des Hagenſchen Antrages für 
beabſichtigt; er glaube ſogar, daß ihnen zunächſt die Auflöſung ſehr unbe⸗ 
quem geweſen ſei. Eine Kritik der Auflöſung und des Miniſterwechſels 
blalte er für einen Eingriff in die Prärogative der Krone, da beide, gleich⸗ 
ji welche Gründe obgewaltet, verfaſſungsmäßige Maßregeln geweſen 


eien. Der Abg. Schulze (Berlin) habe gemeint, das vorige Abgeordneten⸗ 
aus ſei nicht wegen des Hagenſchen Antrages, ſondern wegen noch zu er⸗ 
wartender Beſchlüſſe aufgelöſt; es ſei möglich, daß man nach dem Grund⸗ 
ſatz „prineipiis obsta“ oder ex ungue leonem gehandelt. Es wäre gewiß 
weiſer geweſen, dieſe anderen Beſchlüſſe abzuwarten. Der Hagenſche An⸗ 
tag ſei jedenfalls kein Eingriff in die Prärogative der Krone geweſen. 
Deshalb fei auch der Tadel des Miniſteriums in ſeine Adreſſe aufgenommen. 
Der Abg. Schulze habe ferner ihm und ſeinen politiſchen Freunden den 
Vorwurf gemacht, daß fie das liberale Miniſterium verwöhnt hätten durch 
allzugroße Nachglebigkeit; nun habe es ihm gleichſam eine Lertion ertheilt, 
wie eine Parte das aus ihr hervorgegangene Miniſterium ſtützen mülle. Er 
habe ihnen damit nichts Neues geſagt. Sie batten das liberale Miniſte⸗ 
rium, — freilich nicht öffentlich — oft genug gewarnt und ihm alles vor⸗ 
bergefagt. Freilich zum Sturze deſſelben hätten fie doch nicht die Hand bier 
ten können, da doch nur ein reaclionäres als Nachfolgerin hätte prognoſticirt 


werden können, wie das ja auch geſchehen. Die liberale Partei ſei auch 
nicht durch die Militärvorlagen zerbröckelt, ſondern bei Gelegenheit des Sta⸗ 
venhagenſchen Amendements und in Folge ſeines perſönlichen Streites mit 
dem Abg. Waldeck. Der Redner ſchließt zuletzt mit dem Wunſche, um den 
gegen das vorige Abgeordnetenhaus geſchleuderten Vorwurf abzulehnen, zur 
Vereinfachung der Sache ſein Amendement anzunehmen. 

Abg. Kirchmann: Er werde ſich ſtreng an den Kernpunkt des Strei⸗ 
tes halten. En handle ſich um ein Amendement, deſſen Auffaſſung von der 
größlen Bedeutung für das Haus ſei. Er wende ſich namentlich gegen die 
Stelle: „Keiner Verdächtigung darf es gelingen ꝛc.“ Eigentlich bedeutet 
dieſer Paſſus, es gäbe im Lande keine Partei, welche beitrebt ſei, den Schein⸗ 
conſtitutionalismus zu erſchüttern. Nicht in der Theilung der Gewalten liege 
das Weſen des conſtitutionellen Syſtems, ſondern darin, daß zur rechten Zeit 
das Uebergewicht, welches nach geſchichtlicher Entwickelung der Verhältniſſe 
bald dem einen, bald dem andern Factor zufalle, wirklich zur Geltung komme 
und anerkannt werde. So müßten die Kriſen gelöſt werden, die aus einer 
Disharmonie der verſchiedenen Staats gewalten hervorgingen. Man komme 
immer auf die Frage: wer ſoll nachgeben? Die jetzige Regierung habe das 
Verdienst, die Frage der Löſung des Conflietes richtig formulirt zu haben. 
Leider ſei weder in der Preſſe, noch in Wahlverſammlungen eine eigentliche 
Antwort auf dieſe Frage ertheilt worden. Auch in der letzten Aeußerung 
des Herrn Finanzminiſters ſei die rechte Antwort umgangen worden, dieſe 
habe mehr in dem Wahlerlaſſe des Ministeriums ſelbſt gelegen. Jene Ant: 
wort iſt dahin ausgefallen, daß bei einem Conflicte die Landesvertretung 
der Regierung nachzugeben habe. Darin ſei das Weſen des Scheinconſtitu⸗ 
tionalismus verhüllt, wovon ein Muſterſtück bei der Militärfrage in Preu⸗ 
ßen 1860 und 1861 geſpielt habe. Die Geſchichte weiſe öfters eine Ver⸗ 
rückung des Schwerpunktes der Regierung nach: Ein Stein bei der innern 
Reform, ein General Mork bei feiner berühmten Convention, die Landſtände 
bei der Errichtung der Landwehr, hatten in ihrer Zeit den Schwerpunkt der 
Regierung in Händen. Bei gewiſſen großen Fragen liege die Entſcheidung 
beim Volke und die Regierung müſſe nachgeben, wenn ſich herausſtelle, wie 
dies jetzt geſchehen, durch die zweimalige Wahl, daß das Volk in einer be⸗ 
ſtimmten, großen Frage eine politiſche Richtung feſthalte. An der Spitze der 
Regierung müßten Männer ſtehen, die mit der Majorität des Landes gin⸗ 
gen, und zwar nicht wider ihren Willen, ſondern mit eigener, freier Ueber⸗ 
zeugung. Bei uns ſei das noch nicht der 1755 geweſen; die Majorität des 
Landes, die ſeit 12 Jahren bei uns den Ausbau der Verfaſſung wolle, ſei 
dieſelbe geblieben; aber ihren Wünſchen habe man dennoch nicht entſprochen. 
Das jetzige Scheinleben werde wohl noch einige Zeit fortdauern zum Schluß 
werde die Verfaſſung doch zu einer vollen Wahrheit werden. Damit werde 
auch der Zuſtand der Schwäche a in welchem wir uns dem Aus⸗ 
lande gegenüber befinden. Der fruchtloſe Kampf gegen die volle Einführung 
des conſtitutionellen Lebens müſſe ſo bald als möglich aufgegeben werden. 


(Bravo.) 

Abg. Fubel: Die Adreſſe wolle die Lage des Landes ſchildern. Das 
eißt wohl die Lage des Landes vom März bis jetzt. Dazu reiche unſer 
Wiſſen jetzt noch nicht aus; die Schilderung würde einſeitig werden. Beſſer 
ſei es zum thatſächlich Vorliegenden zu gehen, wie es die Vinckeſche Adreſſe 
thue. Es komme gerade auf ein wörtliches Anlehnen an den Wortlaut der 
Thronrede an. Mit den Conceſſionen der Miniſter ſei es, wie mit einem 
Schulmeiſter, der dem Kinde in der einen Hand die Ruthe zeige, mit der 
anderen einen Bonbon ſchenke. Das ſei nicht die rechte Art. Es ſei zu 
bezweifeln, daß der Miniſter, wie er ſich bis jetzt gezeigt, die Begeiſterung 
finden werde, die zur Ausführung großer Thaten nöthig ſei (Bravo rechts). 

Abg. Waldeck: Abg. v. Vincke ſei beſonders auf den Hagen ſchen 
Antrag zurückgekommen; er gehe auf alles dies nicht ein, weil es genügend 
erörtert ſei. Er ſei ein Feind aller el, doch halte er es für noth⸗ 
wendig, daß man rg über die parlamentariſche und conſtitutionelle Geſchichte 
klar werde. Es ſei ein ſo in das Volk eingedrungenes Bewußtſein, was die 
Conſtitution ſei, daß er annehmen müſſe, Gründe, wie die von den Mini: 
ſtern und Gegnern gehörten, ſollten nur zur Verwirrung dienen. Im Jahre 
1815 ſchon ſei dem Volke eine Repräsentation erſprochen worden und dieſe 
ſollte nach dem Geſetze bei der Geſetzgebung und in der Beſteuerung maß⸗ 
gebend fein. Keiner Sophiſtik werde es gelingen, die wichtigen conſtitutio⸗ 
nellen Grundſätze aus der Ueberzeugung hinwegzuwiſchen; der Abſolutismus 
ſei nicht mehr möglich. Nicht eher, als i. J. 1848 ſei etwas aus jenem Ver⸗ 
ſprechen geworden und auf dem vereinigten Landtage ſei es Niemand einge⸗ 
fallen, daß es möglich ſei, von den conſtitutionellen Grundſätzen abzuweichen. 
Die National⸗Verſammlung habe mit der größten Hingebung die Verfaſſung 
von dieſem Standpunkte aus bearbeitet. Er wolle nicht an jene vorüber⸗ 
fang Ereigniſſe anknüpfen, aber wir lebten noch heute von jener Ver» 
aſſung. 

Was ſei jedoch aus der Macht der Volksvertretung im Laufe der Jahre 
bis 1858 geworden? Er erinnere an den maſſenhaften Zuwachs der Anlei: 
hen, an die Verfaſſungseinbrüche. Mit einem ſolchen Syſteme ging es nicht 
weiter. Die Anforderungen an das neue Miniſterium von 1858 ſeien be⸗ 
ſcheiden genug geweſen, nur auf Erfüllung der Verheißungen der Vera): 
ſungs⸗Urkunde gerichtet. In dieſen Verheißungen liegen die Antecedentien 
der Männer von 1848, auf die hier ſo verſchiedener Bezug genommen, alle 
neueren Verdächtigungen weiſe er mit Verachtung zurück. Preußen ſei de⸗ 
mokratiſch, das könne man nicht mehr mit Lächeln zurückweiſen (Bravo); 
darin fei feine Partei durchaus einig, auch diejenigen, welche vielleicht wegen 
der Abänderung des Wahlgeſetzes noch abweichender Anſicht ſeien. Wie man 
über letzteres auch denke, das Eine ſtehe feit: Wenn mit einem ſolchen Wahl: 
geſetze ſolche Wahlen jetzt möglich waren, ſo müſſe etwas ſehr Faules im 
Staate geweſen ſein. (Bravo.) Der Streit um den Schwerpunkt ſei ein 
müßiger, die Regierung müſſe mit der Volksvertretung gehen; eine Verwal⸗ 
tung ohne bewilligtes Budget ſei unmöglich, von wiederholten Auflöſungen 
ſei kein Erfolg, kein Ende abzuſehen. Jeder Factor der Geſetzgebung möge 
von ſeinem verfaſſungsmäßigen Rechte Gebrauch machen, dies Haus von 
feinem Steuerbewilligungsrechte, das ſei unerſchütterlich conſtitutionelle Grund⸗ 
lage, und gegen ſie hätten die Miniſter mit ihren Wahlerlaſſen gefehlt. Er 
bedaure, feinen Chef, den Herrn Juſtizminiſter, hier nicht zu ſehen, da er 
von dem Wahlerlaſſe deſſelben reden wolle, der auch an das Obertribunal 
gelangt ſei. In dieſem höchſten Gerichtshofe wären die verſchiedenſten poli⸗ 
liſchen Anſichten vertreten, in ihm (Redner) der „nichtverkappte Demokrat;“ 
glaube man deshalb, daß dieſer Gerichtshof nicht unparteiſche Justiz üben 
könne? (Bravo.) Er (Redner) würde vielmehr die Richter für höchſt ge⸗ 
fährlich halten, die jedem Miniſterium conſentiren. (Bravo.) Sache der 
Volksvertretung ſei es, ſolche Unzuträglichteiten ins Auge zu faſſen. Wir 
wollen Gebrauch machen von unſeren vollen Rechteu, und glauben, daß es 
Sr. Majeſtät ſehr wohl möglich fein möchte, mit dieſem Haufe zu regieren; 
wolle man das aber nicht, ſinne man auf Anderes, nun fo laſte auf ihm 
(Redner) und ſeiner Partei keine Verantwortung dafür. (Lebhaftes Bravo.) 

Finanz⸗Miniſter v. d. Heydt. Der Vorredner habe gefragt, wie denn 
eigentlich die Miniſter zu regieren gedächten. Die Regierung habe ſich ſchon 
geſtern darüber ausgeſprochen, daß ſie getreu der Verfaſſung und eingedenk 
der huldvollen Intentionen des Königs, die in dem Programme niedergelegt 
ſeien, welches dem vorigen Miniſterium zur Richtſchnur gedient, und dem 
ſich auch das gegenwärtige Ministerium angeſchloſſen, zum Wohle des Lan: 
des mit der Landesvertretung zuſammen zu regieren geſonnen ſei. Er bitte 
Gerechtigkeit zu üben und die Miniſter nach ihren Handlungen zu beurthei⸗ 
len; die Regierung werde es am 1 ihrerſeſts nicht fehlen 
laſſen. Es ſei wieder viel von den Wah erlaſſen geredet. Die Regierung 
babe ausdrücklich in denſelben geſagt, daß Niemandem das geſetzmäßige 
Wahlrecht verkümmert werden ſollte; aber wenn alle Parteien bei den Wah⸗ 
len für ſich handelten, jo könne man von dem Miniſterium nicht verlangen, 
daß es ſeine Hände in den Schooß lege. Auch gegen die Aeußerung des 
Abg. v. Vincke, der die Regierung reaktionär genannt, müſſe er ſich verwah⸗ 
ren; die Regierung ſei nicht reaktionär, ſie ſtehe genau auf dem Programme 
des vorigen Miniſteriums. Im Intereſſe des Miniſteriums könne er nur 
wünſchen, daß man daſſelbe nach ſeinen Handlungen beurtheile. 

Abg. Karſten beſtreitet die Behauptung des Abgeordneten von Kirch⸗ 
mann, daß in den erſten beiden Sätzen des v. Vincke ſchen Entwurfs der 
Scheinconſtitutionalismus ausgeſprochen ſei. Der Abg. Waldeck habe eben⸗ 
falls mit Unrecht gejagt, daß ein Scheinconſtitutionalismus exiſtire, daß nur 
er und ſeine Freunde Ernſt machten mit den Rechten des Volkes. Das 
Entgegenkommen aller Factoren vermeide die Conflicte; wer aber immer 


Ernſt machen wolle mit ſeinen Rechten, führe die Conflicte herbei. Wer zu 
ſtark auf ſeine Rechte pocht, führe zu Conflicten, die nur durch Revolutionen 
von oben oder unten e werden könnten. In dem Vincke ſchen Adreß⸗ 
Entwurf ſei von Scheinconſtitutionalismus nicht die Rede. Wenn der Abg. 
Waldeck geſagt, daß Preußen ohne alle Zweifel ein demokratiſcher Staat ſei, 
ſo ſei er doch auch ohne allen Zweifel ein königlicher Staat. (Bravo von 
der Vincke'ſchen Partei.) 

Abg. v. Forckenbeck: Wenn man ſich, wie der Vincke ſche Entwurf, nur 
an die Worte des Wahlerlaſſes halten wolle, ſo wäre eine Adreſſe nicht ge⸗ 
rechtfertigt. Zwiſchen jenem Erlaß aber und den Urwahlen hätte man von 
Seiten der Regierung auf jede Weiſe agitirt und durch Machinationen aller 
Art zu wirken geſucht. An Material zum Nachweis dafür fehle es nicht, 
vom Landrath herab bis zum Bürgermeiſter und Schulzen, und den Klagen 
darüber habe man in der Adreſſe durch die Worte des Tweſten ſchen Ent⸗ 
wurfs beiſteuern wollen. Durch die Adreſſe wolle man nicht nur dem Hauſe, 
ſondern auch den Wählern und dem Lande gerecht werden. — Redner wider: 
legte dann einen Theil der Vinckeſchen Mittheilungen über die Vorgänge in 
ſeiner Partei. 1858 habe er gehofft, die damalige Oppoſition jener Herren 
werde Erfolge haben, namentlich als Mitglieder der Partei Miniſter gewor⸗ 
den. Das ſei nicht in Erfüllung gegangen. Die Trennung der Partei ſei 
nicht verurſacht durch das Stavenhagenſche Amendement, ſondern dieſes ſei 
eine der letzten Veranlaſſungen geweſen. (Bravo links.) 

Abg. Reichenſperger (Köln): Ihm und ſeiner Partei ſei oft noch viel 
ſchlimmer aufgefpielt worden, als der Fortſchrittspartei; die epitheta ornantia 
könne er nicht alle aufzählen. Aber Proteſte gegen ſolche Angriffe einzule⸗ 
gen, ſei ſeiner Partei nicht eingefallen, am wenigſten in einer Loyalitäts⸗ 
Adreſſe. Und wünſchen wir uns beute ſchwarz⸗weiß, ſo würden wir morgen 
von der Fortſchrittspartei wieder ſchwarz⸗gelb angeſtrichen. (Heiterkeit). Abg. 
v. Kirchmann habe früher geſagt, daß eine Adreſſe nur dazu da ſei, mit 
vielen Worten nichts zu ſagen. Derſelbe ſei ſich ziemlich conſequent geblie⸗ 
beu, indem er auch jetzt gegen den Erlaß geweſen. Sein (Redners) Amen⸗ 
dement ſolle die Sache klarer legen; denn wenn die Vorredner auch ſyſtema⸗ 
tiſch unverhüllt ihre Anſichten ausgeſprochen hätten, ſo hätten ſie doch den 
Gegenſatz nicht gezeigt. Auch andere Redner, Abg. Virchow und Schulze, 
hätten abſichtlich manches in ihren Ausführungen überſehen. Man habe 
überall weniger Mißverſtändniſſe beſeitigen als hervorrufen wollen. Es 
handle ſich einfach darum, ob die gouvernementale Initiative bei dem Hauſe 
oder bei dem Könige ſei; alſo ob der König nur herrſchen oder auch regie⸗ 
ren ſolle Er nehme jene Initiative für den Fürſten in Anſpruch. (Wider⸗ 
ſpruch links). Ob monarchique, republicain öder conſtitutionell — das ſei 
auch ſchon früher in Frankreich die Frage geweſen. Die Frage ſei auch in 
einzelnen Fällen entſchieden worden, indem in Frankreich ein Miniſterpräſi⸗ 
dent erklätt habe, daß er ſich ſtets nach dem Ausfall der Wahlen richten 
werde. Unſer Miniſterium werde das ſicherlich nicht thun. Eine Regierung, 
die ihre Prinzipien erſt nach dem Ausfall der Wahlen richten wolle, müſſe 
er als eine anarchiſche bezeichnen. (Beifall im Centrum und rechts). Der 
Schluß der Dis kuſſion über Satz 1 und 2 des Commiſſions⸗Antrages wird 
beantragt und angenommen. Perſönliche Bemerkungen folgen, Zunächſt 
Abg. v. Sybel gegen eine Bemerkung des Abg. Reichenſperger über die 
Fälle eines Conflictes zwiſchen Parlament und Königthum. Dieſelben ſeien 
von hiſtoriſchem, philantropiſchen und anderen Standpunkten genügend be⸗ 
ſprochen worden, er aber wolle nicht in weitläufige Auseinanderſetzungen 
ſich einlaſſen, weil er ſchon genug Profeſſorenpolitik gehört. 

Abg. v. Vincke (perſönlich): Der Abg. Waldeck hat mich unter den erſten. 

ührern der conftitutionellen 9 artei auf dem vereinigten Landtage mit dem 
inanzminifter zuſammengeſtellt. Ich meinerſeits muß dieſe Zuſammen⸗ 
tellung für alle Zeit ablehnen. Dieſe Bemerkung wiperſpricht auch den Vor⸗ 
würfen, die mir heute der Finanzminiſter gemacht, weil ich das Miniſterium 
reactionär genannt, und geſtern der Kriegs miniſter gemacht hat, weil ich es für 
liberaler geworden erklärt. Die Einigkeit der beiden Herren iſt vielleicht durch 
den bekannten Brief geſtört worden. (Große Heiterkeit.) 

Finanzminiſter v. d. Heydt conſtatirt die Einigkeit des Miniſteriums; 
es beſtehe kein Widerſpruch zwiſchen den Erklärungen des Kriegsminiſters 
und den ſeinigen. Der Kriegsminister habe nur gejagt: ſie ſeien jetzt eben 
ſo liberal, wie unter dem vorigen Miniſterium. (Anhaltende Heiterkeit.) 

Abg. v. Hoverbed: Der Abg. v. Vincke habe ſich auf fein Zeugniß 
über ſeine Thätigkeit in der Militär⸗Commiſſion von 1860 berufen; er be⸗ 
zeuge das entſchieden glänzende Auftreten gegen die Miniſter; im Plenum 
habe ſich das dagegen milder geſtaltet, und das Votum des Herrn v. Vincke 
endlich, die Bewilligung nämlich des Proviſoriums, ſei ganz und gar ein 
nachgegebenes geweſen. Herr v. Binde habe ihn durch feine Autorität zu 
demſelben Votum bewogen, was er jetzt bereue und nur durch die ſpätere 
Verweigerung des außerordentlichen Militärbudgets im Jahre 1861 gut ge⸗ 
macht zu haben glaube, die ihm von Herrn v. Vincke den Namen eines 
Nihiliſten zugezogen. Fernere perſönliche Bemerkungen werden noch von den 
Abgg. v. Hennig, v. Hoverbeck, v. Vincke, Schulze (Berlin) gemacht, welcher 
Letztere gegen Reichensperger (Geldern) bemerkt, daß das Königreich Italien 
zur franzöſiſchen Bundesgenoſſenſchaft gerade durch die preußiſche Politit 
genöthigt worden ſei. TER 

Der Berichterſtatter, Abg. Tweſten, acceptirt eine Aeußerung Reichen⸗ 
ſpergers, daß die preußiſche Demokratie) eine harmloſe fei, dann fei fie ges 
wiß eine berechtigte und geſetzliche, vollkommen auf der Verfaſſung ſtehende. 
Der Schwerpunkt des Hagenſchen Antrages ſei nur geweſen, die Geltend⸗ 
en un Rechtes in concreto, welches in abstracto niemand be⸗ 

ritten hat. 

Ohne Abſtimmung vorzunehmen, wird die Diskuſſion fortgeſetzt und zwar 
über Punkt 3 der Commiſſion und Punkt 2 der Bindefhen Adreſſe (Wahl⸗ 
Erlaſſe). Der Präſident bittet im Intereſſe der ſchleunigen Beendung 
55 1. (Beta) Gedner, ſich in ihren Reden ſo kurz als möglich zu 
aſſen. eifall) 

Abg. v. Gottberg: Er konne die Behauptung Waldecks nicht anerken 
nen, daß das preußiſche Volk in feiner Majorität demolratiſch ſei; er halte 
dafür, daß das Volk königlich ſei. (Ruf ja wohl.) Der König habe dem 
Volke etwas von ſeinen Rechten abgetreten, und was er nicht abgetreten 
habe, das gehöre eben noch dem Könige; verlange das Volk etwas, was 
nicht in der Verfaſſung ſtehe, ſo habe der König die Entſcheidung darüber. 
(Der Präſident unterbricht den Redner mit der Bitte, bei der Sache zu 
bleiben.) Den Wahlerlaſſen ſei eine viel zu große Wichtigkeit beigelegt; 
das Miniſterium habe ſich nur die oppoſitionelle Agitation ſeiner Beamten 
verbeten, und das ſei das wenigſte, was es verlangen könnte, auch von den 
Richtern. Wäre das letztere nicht der Fall, ſo würden die Richter ein voll⸗ 
ſtändiges Privilegium zur Oppoſtition im Staate haben. (Bravo.) Er 
finde es nicht in der Ordnung, daß ein Verkämpfer der conſervativen Par⸗ 
tei, ein Mann der n 18 (Stahl), in einer Weiſe, die ihn nicht ehre, 
geſtern und heute auf die Tribüne gebracht worden ſei, man hätte des 
Spruchs: de mortuis nil nisi bene, eingedenk ſein ſollen. 

Der Vicepräſident Behrend übernimmt den Vorſitz. 

Abg. Koſch (auf der Journaliſten⸗Trübüne ſchwer verſtändlich): Was 
die Wablerlaſſe anlangt, fo habe er dem Hrn. Minister des Innern ſchon 
in der Commiſſion geſagt, daß das Ungeſchick der Unterbeamten weit über 
die Grenze hinaus gegangen ſei, aber ein Staatsmann hätte wiſſen müſſen, 
daß eine Parole fo ausgetheilt, ſehr leicht überſchritten werden könne. Der 
Miniſter habe ſich auf den Grafen Schwerin berufen, darauf ſei zu erwidern, 
daß wenn Zwei daſſelbe thun, es doch nicht daſſelbe ſei. Der Miniſter Graf 
Schwerin habe das volle Vertrauen im Lande beſeſſen, man habe gewußt, 
was er mit ſeinem Erlaſſe gewollt. — Die gegenwärtigen Wahlerlaſſe bät⸗ 
ten die Reaction im vollen Umfange reactiviren wollen. Der Redner geht 
zum Beweiſe deſſen des Einzelnen auf die Erlaſſe ein, welche im königsber⸗ 
ger Bezirke curſirt haben, er leitet dies mit einigen Worten des Bedauerns 
darüber ein, daß der Hr. Minifter des Innern ſich jo eben aus dem Saale 
entfernt habe. Eine Remedur ſei jelbit in den ärgſten Fällen nicht eingetreten, 
die Berichtigungen des Miniſters ſeien nicht veröffentlicht worden, der Reg.“ 
Präſident habe vielmehr in mündlichen Vorträgen Anſichten entwickelt, die 
über alles Maß hinaus gingen. („Die Wahlen demoraliſiren das Volk, 
deshalb ſei er durchaus gegen ein Reg⸗Syſtem mit Wahlen“! „der ganze 
Liberalismus fei eine Epidemie“; „er ſpreche fo, nicht nur weil es ihm jo 
aufgetragen, ſondern weil es zugleich feine innerſte Ueberzeugung Te 
babe von dem Chef gemeſſenſte Weiſung, ernſt zu rügen“ und ähnliche Stel: 
len der betr. Rede werden unter lebhaftem Hört! hort! verleſen) Das ſei 


v. Kamptz nicht Regierungspräſident, ſondern nur eee iſt 


„Androhung“ den Antrag zurück. 


Trommelſchlag als diejenige bezeichnet habe, welche anſtatt des Königs herr⸗ 


daß derſelbe es bezweifelt habe, ob in dem erwähnten Falle das Geeignete 


„Leit, wird erklart, daß das Kriegsminiſterium nichts dagegen habe, wenn die 


Gegend! (lebhafter 


eſchehen in der Stadt, welcher der größte Weltweiſe unfrer Zeit angehört 
abe. Hoffentlich werde dieſe Veröffentlichung dazu beitragen, einer Provinz 
Abhilfe zu ſchaffen, die ſich beſſer um das Vaterland verdient gemacht habe, 
als daß man in ſolcher Weiſe auf ihre Bevölkerung einwirken ſollte. 
Kultusminiſter v. Mühler: Es iſt von dem Abgeordneten für Königs⸗ 
berg der Erlaß der Regierung zu Königsberg vorgeleſen worden; ich kann 
in eng auf denſelben nur auf die Erklärung des Miniſters des Innern 
in der Commiſſion mich berufen, daß er nämlich, ſobald ihm derſelbe be⸗ 
kannt geworden, die geeignete Reprobation hat eintreten laſſen. In Bezug 
auf die Worte des Kriegsminiſters vom geſtrigen Tage, auf die ſich der Ab⸗ 
geordnete bezogen, enthalte ich mich jeder Interpretation, da der ſtenogra⸗ 
phiſche Bericht vorliegt, und berichtige dieſelben nur dahin, daß der Herr 


und der Kriegsminiſter demſelben keine Standeserhöhung hat zu Theil wer⸗ 
den laſſen wollen. Was ferner die Mittheilungen aus den Zeitungsblättern 
über die Reden des Regierungspräſidenten v. Kotze betrifft, ſo würde der 
Miniſter des Innern im Falle einer Beſchwerde gewiß Gelegenheit genom⸗ 
men haben, auch dieſe zu reprobiren. Eine ſolche Beſchwerde ift aber nicht 
an das Miniſterium gelangt und es war mißlich, eine Revendur blos auf 
die Berichte öffentlicher Blätter hin eintreten zu laſſen. Der Geſchäftsgang 
des Hauſes iſt ja auch wohl ſo, daß die Beſchwerden über einzelne Regie⸗ 
rungsbeamte erſt den Inſtanzenzug durchgehen müſſen, ehe das Haus dar- 
über befindet. (Nicht richtig! von der einen Seite; von der andern: Ja 
wohl). Ich habe wenigſtens geglaubt, daß der parlamentariſche Gebrauch 
zer ſpezielle Beſchwerden erſt den Inſtanzenzug durchmachen zu laſſen. 

as endlich den vorgeleſenen Erlaß an die Urwähler in der Provinz Preu⸗ 
ßen betrifft, ſo habe ich nicht Les de daß derſelbe von einer Behörde aus⸗ 
gegangen iſt. (Dr. Koſch: Von der Regierung zu Königsberg.) Ich ver 
mutbete, er rühre von Privatperſonen her, wenn es anders iſt, wird auch 
hier das Weitere vorbehalten werden. 

Abg. Parriſius glaubt, daß die Entgegnung des Miniſters auf einem 
ee beruhe, nur bei Petitionen ſei der Inſtanzenzug inne zu 
alten. : 

Abg. v. Binde nimmt den Miniſter in Schutz, da dergleichen auf ge⸗ 
ſchäftsordnungsmäßigem Wege nicht angebracht werden könne. 

Der Schluß dieſer Debatte wird ausgeſprochen. 

Abg. Immermann beantragt Vertagung, da die Herren Miniſter nicht 
anweſend ſeien. 5 . 

Inzwiſchen treten die Herren v. d. Heydt, v. Roon, v. Jagow wieder ein 
und der Abg. Immermann zieht Angeſichts dieſes guten Erfolges ſeiner 


Zu Al. 4. (Unterſtellung u. |. w.) nimmt Abg. v. Forkenbeck das Wort, 
um den Wahlerlaß des Herrn v. Schmeling, der bei Landwehr⸗Controlver⸗ 
ſammlungen häufig verleſen worden fei, zur Sprache zu bringen. Er halte 
das für einen Verſtoß gegen die Verfaſſungsbeſtimmung, daß die bewaffnete 
Macht nicht berathſchlagen dürfe und frage den Herrn Kriegsminiſter, ob er 
davon wiſſe und was er dagegen zn. Er regt ferner die Vorfälle in 
Mühlhauſen an, über welche die „Sternzeitung“ eine aktenmäßig als falſch 
nachzuweiſende Darſtellung gegehen. Keiner der 50 Verhafteten gehöre der 
Fortſchrittspartei an. Endlich conſtatire er aus feinem eigenen Wahlkreiſe, 
daß man dort die Fortſchrittspartei amtlich, und zwar durch Ausruſen unter 


ſchen wolle und dabei die Namen der bisherigen Abgeordneten genannt babe. 

8 an wolle er zur Charakteriſirung der amtlichen Agitation mittheilen. 

(Beifall). E 
Kriegsminiſter v. Roon: Er wolle es dem Vorredner nicht übel deuten, 


verfügt ſei. Er müſſe bemerken, daß es eine eigenthümliche Sache für eine 
Behörde ſei, wenn ſie ſolche Beſchwerden durch öffentliche Blätter erfahre, 
einzuſchreiten obne daß irgend Jemand eine Beſchwerde erhoben habe. Er 
laube, daß man der Centralbehörde nicht zumuthen könne, auf vage Be: 
chuldigungen öffentlicher Blätter, wie ſie jetzt jo häufig vorkommen, einzu: 
gehen. In dem vorliegenden Falle habe er es jedoch für angemeſſen erachtet, 
darauf einzugehen, obgleich es ihm lediglich durch die öffentlichen Blätter 
bekannt geworden ſei. Unterm 9. Mai habe er eine Verfügung an ſämmt⸗ 
liche General⸗Commando's erlaſſen. In derſelben, welche der Miniſter ver⸗ 


Vorgeſetzten ihre Untergebenen gewiſſermaßen belehren, daß aber während 
der Control⸗Verſammlungen die Wehrmänner zur bewaffneten Macht ge⸗ 
hörten und deshalb während dieſer Verſammlungen nichts anderes, als was 
Ben a. gehört mit ihnen verhandelt werden dürfe; das werde genügen. 
(Heiterkeit). 5 . 5 5 
Abg. Dr. Freſe: Er könne zwar nicht mit einer Regierung aufwarten 
wie die Königsberger, dafür aber mit einem Landrath, wie es vielleicht 
keinen zweiten giebt. Herr v. d. Horſt habe den „Hundsfott“ des Herrn 
v. Schmeling nach Weſtfalen importirt, in einer amtlichen Verſammlung 
der Gemeindeverordneten in Rhaden, und es ſei nur zweifelhaft geblieben, 
ob der ausgeſpielte Trumpf gegen die beiden Vertreter des Kreiſes oder 
egen die liberalen Abgeordneten überhaupt begangen dei. rer ſeien 
Flugblätter der Partei mit amtlichem Siegel im Kreiſe verbreitet, von 
Gensdarmen vertheilt, den Amtsblättern beigelegt worden. In dem Dorfe Hüll⸗ 
korſt habe der Landrath in einer Verſammlung von Vorſtehern und Ge⸗ 
meinde⸗Verordneten eine Schmährede gegen die Liberalen mit der Auffor⸗ 
derung zu Thätlichkeiten gegen liberale Agitatoren beendet, — er, der erſte 
Verwaltungsbeamte habe ſeine Kreiseingeſeſſenen zu Exceſſen aufgefordert 
Hört, hört). — Jetzt gehe die konſervative Agitation in jener Gegend 
ort; man wiſſe ſchon aus den Zeitungen von den dortigen Adreſſen und 
eputationen an den König; in Rahden ſeien Leute amtlich vorgeladen, 
um eine Adreſſe, die gegen alles Wählen ſich ausſpricht, zu unterjhreiben ; 
aus dem Mindenſchen ſei eine Deputation hier beim König geweſen, zu 
der ein Mann gehöre, der — wenn nicht die poſitivſten Nachrichten ſich 
irrten — ſchon mehrmals wegen Fälſchung beſtraft 15 (Hört, hrt ). Und 
ein ſolcher Menſch ſolle Zeugniß geben über die wahre Stimmung jener 
eifall) — einen ſolchen Menſchen ließen die Behörden 
in die Nähe der geheiligten Perſon Sr. Majeſtät kommen! (Ausrufe 
der Entrü 1 — Das lege er nicht dem Miniſter ſelbſt zur Laſt, aber 
a Zeichen charakteriſirten das jetzige Syſtem. 5 
tinifter des Innern v, Jagow: Der Vorredner habe die Möglichkeit 
hingeſtellt, daß er (der Miniſeg von den mitgetheilten Vorgängen nichts 
wife, und dies könne er vollkommen beſtätigen. Alles was der Vorredner 
eſagt habe, ſei ihm neu. Der Redner habe gefragt, ob in Bezug auf das 
erfahren des Landraths v. d. Horſt eine Remedur ſtattgefunden habe, 
das ſei nicht der Fall, weil dieſe . zum aut zu feiner 
(des Miniſters) Kenntniß gekommen feien. Er glaube, daß es wohl geeignet 
ewejen wäre, dieſe Angelegenheiten früher zur Sprache zu bringen. 
Abg. v. Forckenbeck habe er wieder auf einen Artikel der e 
über die Vorfälle zu Mühlhauſen hingedeutet und ausgeſprochen, als habe 
die Reg. den Exceſſen gegenüber eine Verdächtigung der demokratiſchen 
Partei ausſprechen wollen. Das ſei nicht richtig. Die Zeitung habe einen 
Artikel über die Ereigniſſe gebracht, wie die andern Zeitungen, und ſo viel 
er ſich erinnere, ſei darin von einer ſolchen Verdächtigung nicht die Rede; 
es ſei nur geſagt, daß die Streitigkeiten von einer Provokation in einem 
Wirthshauſe ſeitens einer Perſon ausgegangen ſeien, die zur Fortſchritts⸗ 
partei gehöre. Das habe mit den E een nichts zu thun. 

Abg. Oſterrath: Er ae ebenfalls zu den Beamten der Reg. in 
Minden; er könne dem Abg. Freſe nicht widerſprechen, bitte aber, den 
Spruch: audiatur et altera pars, nicht zu vergeſſen und jedenfalls kein Ur⸗ 
theil zu fällen, ehe man nicht den Angegriffenen gehört. Abg. Dr. Freſe 
(als perſöͤnliche Bemerkung): heute ſei die erſte Gelegenheit geweſen, die 
Sache im Hauſe zu erwähnen, gegen Oſterrath bemerke er, daß er Zeugen 
nennen könne, die ſelbſt einem Kriminalgerichte genügen würden. Es handle 
ſich aber hier nicht um einen richterlichen Spruch. Abg. Oſterrath: Auch 
wenn die Zeugen genau wären, könne man keinen Spruch üher die Reg. 
und den Landrath fällen. Abg. Dr. Freſe: Die Regierung in Minden 
beſchuldige er gar nicht. Die Sache wird damit 9 

Zu den Sätzen 5 des Comm.⸗Entw. 3 und 4 des Vinckeſchen Entwurfs 
iſt kein Redner gemeldet, was mit lebhaftem Beifalle begrüßt wird. Bei 
Satz 5 des Vinckeſchen Antrages (Handelsverträge) nimmt Abg. v. Vincke 
das Wort. Er empfiehlt die Erwähnung der Handelsverträge, fur welche er 
dem Minifterium, auch in Bezug auf ſeine Haltung in dieſer Frage gegen 
Oeſterreich, Dank wiſſe; er erkenne darin einen erfreulichen Fortſchritt, jo: 
wohl in der auswärtigen Politik als in der Wendung zum Freihandel; er 
könne die Logik des Abg. Reichenſperger nicht anerkennen, der geſagt habe, 
daß Frankreich vielleicht allein Nutzen haben werde von demſelben, wie die 
Engländer auch allein Vortheile gezogen aus dem franzöſiſch⸗engliſchen Han⸗ 
delsvertrage. Man müſſe auch den Männern einen Dank zollen, die ſich um 
das Zuſtandekommen dieſes Vertrages ein hochwichtiges Verdienſt erworben. 

Abg. v. Sybel beantragt eine Zuſammenfaſſung einzelner SS der Binde: 
ſchen Adreſſe bei der Diskuſſion. 

Abg. Oſterrath widerlegt im Namen des abweſenden Abg. Reichen⸗ 
ſperger einige Aeußerungen v. Vincke's gegen denſelben. 

Finanzminiſter v. d. Heydt; Die Regierung kann der Erwähnung des 
Handelsvertrages in dem Vincke ſchen Entwurf nur zuſtimmen; die Beſorg⸗ 


eine Erörterung dieſer wichtigen Frage im Hauſe 
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niſſe von mancher Seite ſeien erklärlich; er könne aber nach reiflicher Erwä⸗ 
gung ſchließlich verſichern, daß der Vertrag, ſo wie er ſei, dem Handel und 
der Induſtrie den größten Nutzen bringen werde. 
Vaterland, Zollverein, werde die Anerkennung des Hauſes entſcheidend ſein. 


Gerade für das weitere 


Abg. Zehrt: Es ſei doch möglich, daß Frankreich die in England ver⸗ 


lorene Macht in Deutſchland wiederzufinden ſuchen werde. 


Abg. Reichenheim: Der Handelsvertrag entſpreche den Wünſchen der 


Induſtrie in ſofern, als er anerkenne, daß die Regierung nicht mehr das 
Syſtem des Schutzzolls aufrecht halten wolle. 
Vertrag gehe von bekannten Seiten aus, auch in dieſem Hauſe. 
Vertrag emanzipire uns von Oeſterreich, das uns durch den Vertrag von 


Die Agitation gegen den 
Dieſer 


1853 auch materiell ins Schlepptau genommen hatte. 

Es folgt eine kurze Debatte, an welcher die Abgg. Waldeck, Zerbſt, 
Coupienne und der Juſtizminiſter Theil nehmen. Der letztere erklart 
auf eine Bemerkung des Abg. Coupienne, daß die Handelskammern aller⸗ 
dings nicht vor Abſchluß des Vertrages gefragt worden; er ſei aber bereit, 
b weshalb es nicht ten und übernehme die Verantwor⸗ 
tung dafür. 

Die Verſammlung nimmt den Schluß der Discuſſion über den vorſtehen⸗ 
den Paragraphen an und man geht zur Berathung des 6. Satzes des Vincke⸗ 
ſchen Entwurfs, die deutſche Frage betreffend, nachdem vorher der Sybel 'ſche 
Antrag, dieſen Paſſus mit dem folgenden, Heſſen betreffenden, zuſammenzu⸗ 
faſſen, abgelehnt worden iſt. 

Abg. v. Sybel (gegen Alinea 6 des Vincke'ſchen Entwurfes): Durch 
ein Amendement in der heſſiſchen Frage werde auch die Stellung des Hauſes 
in der deutſchen Frage ſcharf bezeichnet. Deshalb ſei er auch gegen eine wei⸗ 
tere Berührung der deutſchen Frage. Er würde auch früher gegen alle Re⸗ 
ſolutionen in der deutſchen Frage geſtimmt haben, weil dieſelbe. immer nur 
eine Bundesreform mit Volksvertretung fordere, aber dieſe nicht zu Stande 
bringen könnte, weil dazu das Vertrauen auf die Freiſinnigkeit und die Energie 
der preußiſchen Politik gehöre, die in den deutſchen Stämmen jetzt eben nicht 
vorhanden ſei. So lange die preußiſche Regierung nicht an einer großen 
Frage gezeigt habe, daß ſie trotz aller Inconvenienzen und Bedenklichkeiten 
Rh u einer friſchen That ermannen könne, fo lange ſei es beſſer, von der 
beutſchen Frage nicht zu reden. Man müſſe vor Allem eine Vorſtellung da⸗ 
von haben, ob der gewünſchte Steuermann auch den Willen habe, das Steuer 
ir führen. Er ſei alſo gegen einen beſonderen Paragraphen in der deut⸗ 

en Frage. 

Abg. v. Vincke für ſeinen Entwurf. Man werde ſich jeder auswärtigen 
Frage gegenüber in der Lage befinden, nicht alle Verbältniſſe zu kennen. 
Auch in England ſei dies der Fall, und auch dort faſſe deſſen ungeachtet das 
Parlament in der auswärtigen Politit Beſchlüſſe über die von ihm ge⸗ 
wünſchte Politik. Der Abg. Schulze (Berlin), der auch Ausſchußmitglied 
des Nalionalvereins ſei, habe gemeint, daß das deutſche Volk von dieſem 
Miniſterium in dieſer Frage nichts erwarte. Die deutſche Frage ſei aber 
gleichſam ein Fideicommiß, das von einem Haufe dem andern überliefert 
werden müſſe, um bei jeder feierlichen Gelegenheit als der Wunſch des preu⸗ 
ßiſchen Volkes an die Stufen des Thrones gebracht zu werden; dabei ſei es 
glei giltig, ob ein liberales Miniſterium am Ruder ſei. Sei keine Energie 
vorhanden, ſo müſſe man um ſo mehr an dieſelbe mahnen. Der Abgeord⸗ 
nete Schulze habe kein Vertrauen zur Regierung in der deutſchen Frage; 
warum aber denn in der heſſiſchen Frage?: Der Abg. habe gejagt, das 
Amendement Sybel ſei einmal geitellt, und deshalb müſſe er dafür ſtimmen, 
aber das deutſche Amendement ſei auch geſtellt, und er bitte daher um die⸗ 
ſelbe Protection. Die Stockung der Flottenſammlungen komme auf Rech⸗ 
nung der deutſchen Gemüthlihleit. Herr von Roon ſei ja heute noch der⸗ 
ſelbe, dem man die Flottengelder gegeben. — Die Volksvertretung müſſe ihr 
Votum in dieſer Frage abgeben und die Verantwortung für die Ausführung 
der Regierung überlaſſen (Bravo von der Vincke ſchen Partei). 

Dr. Zebrt iſt fo lange gegen die preußiſche Hegemonie, als Preußen 
nicht der Muſterſtaat in Deutſchland ſei, und hält in dieſer Beziehung eine 
Einwirkung der Landesvertretung für nicht gerecktfertigt. 

Abg. Virchow: Es ſei ein weſentlicher Unterſchied zwiſchen der deutſchen 
und kurheſſiſchen Frage. Ueber dieſe Frage hahe das Haus ſich nach einer 
langen Diskuſſion ausgeſprochen, über die deutſche Frage nicht. Das Haus 
könne ſich in einer ſo wichtigen Frage nicht in der letzten Stunde der Adreß⸗ 
dehatte beſchäftigen. Den Antrag ſelbſt begrüße er mit Freuden. 

Regier.⸗Komm. des ausw. Miniſt. Hepke: Aeußere Umſtände, die nicht 
mit der deutſchen Frage in Zuſammenhang ſtänden, hätten verhindert, daß 

: ſtattgefunden abe. Den 
Standpunkt der Regierung, wie er ihn im Winter ſchon in der Kommiſſton 
ausgeſprochen, halte er auch jetzt noch im Weſentlichen feſt. Er verleſe des⸗ 
halb folgende Erklärung: „Der Standpunkt, auf welchem die königl. Regierung 
in der Frage der Bundesxeform ſteht, hat ſich, wie auch ſchon die Thronrede 
beſagte, nicht verändert; die Regierung hält als Ziel ein Zuſammenſtoßen der 
Kräfte Deutſchlands für ſolche Einrichtungen feſt, welche zur Geltendmachung 
feiner politiſchen Schwerkraft nach außen wirlſam find,“ 

Abg. v. Sänger hält es für durchaus geboten, die deutſche Frage zu er⸗ 
wähnen, denn ſie ſei reif, reifer als die kurheſſiſche, die jetzt in das Stadium 
einer ſpecifiſch preußiſchen Frage getreten ſei. Deshalb ki es nothwendig zu 
erklären, daß dieſe (heſſiſche) Frage nur im ganzen deutſchen Intereſſe oft 
werden ſolle. Keine Anexionspolitik, aber Förderung der preüßiſchen Politik 
durch Löſung der heſſiſchen Frage. Man möge den wichtigen Moment nicht 
verſäumen. Sei die Regierung, wie fie wolle, ſie u ezwungen werden, 
fie aufzunehmen. — Abg. Schulze (Delitſch): Die be Hide Frage liege doch 
anders als die deutſche. In der heſſiſchen ſei das Miniſterium er in der 
Aktion, die deutſche Frage aber habe es noch nicht angefaßt, fie möge alſo 
von ihr fern bleiben. (Der Abg. wird, als er auf die kurheſſiſche örage übers 

reift, vom Präfidenten erſucht, ih nur an die deutſche Frage zu halten.) — 
Bei der Einſendung der Flottenbeiträge habe man auf den Geſammtcharakter 
des damaligen Miniſteriums, nicht auf die Perſon des Kriegsminiſters Rück⸗ 
ſicht genommen, auf den es hierbei gar nicht ankomme. Erſt müſſe man von 


dem jetzigen Miniſterium Beweiſe haben, daß man ihm vertrauen könne, ehe 


man den Antrag, wie an das vorige Miniſterium ſtelle, die deutſche Fahne 
in die Hand zu nehmen. — N einer Adreßdebatte könne man dieſe Frage 
nicht zum Austrag bringen. Dieſe Frage müfje mit friſchen Kräften behan⸗ 
delt werden, bei andern Gelegenheiten, gewiß aber nicht in dem jetzigen Sta⸗ 
dium der Ermüdung. , 

Der Schluß der Debatte wird abgelehnt. 

Abg. v. Binde (Stargard) wendet ſich gegen mehrere vorher gefallene 
Bemerkungen, unter andern gegen die des Abg. Schultze, der durch ſeine 
kräftigen Worte den Beweis gegeben habe, daß er wenigſtens noch nicht er⸗ 
müdet ſei, und man dürfe doch Andere nicht ſchlechter beurtheilen als ſich 
ſelbſt (Heiterkeit). Die Diskuſſion iſt hiermit geſchloſſen. 

N. S. Um 6 Uhr wegen Ermüdung der Stenographen halbſtündige Ver⸗ 
tagung. (Schluß folgt) 


Breslau, 7. Juni. [Zur londoner Ausſtellung.] Un: 
ter den von der Redaktion des „Arbeitgeber“ in Frankfurt ausgewähl⸗ 
ten 21 deutſchen Arbeitern, welche nach London zum Beſuch der Aus⸗ 
ſtellung geſandt werden, befindet ſich auch der vom hieſigen Handwerker⸗ 
vereine vorgeſchlagene Herr Nippert aus Breslau. 


Breslau, 6. Juni. [Wollmarkts⸗Bericht.] Nachdem die im Woll⸗ 
marktsbericht von 1861 bereits als leitender Grund für den ſchlechten Gang 
des Wollgeſchäfts angeführten Ereigniſſe in Nord⸗Amerika in dem ganzen 
Geſchäftsſahre vom vorigen Sommer bis jetzt einen drückenden Einfluß auf 
den Artikel ausgeübt und die Preiſe der Wollen ein fortdauerndes, wenn 
auch langſames Weichen erfahren hatten, ſtellten ſich faſt allgemein bei Pro⸗ 
ducenten, Händler und Conſumenten die Erwartungen für den diesjährigen Früh⸗ 
jahrswollmarkt ſehr niedrig. Es war deshalb ſelbſt in den Monaten April und 
Mai, in denen gewöhnlich die meiſten Abichlüſſe auf die neue Schur ge⸗ 
macht werden, die Speculation äußerſt unthätig, und ſelbſt der verhältniß⸗ 
mäßig nicht ungünſtige Ausfall der londoner Auction vermochte keiner beſſe⸗ 
ren Anſicht für das Geſchäft Raum zu geben. Man machte ſich deshalb 
ziemlich allgemein auf einen weſentlichen Preisabſchlag gegen die vorjähri⸗ 
gen Markıpreiie gefaßt, und nachdem in den Tagen vom 2. bis 3. Juni 
d. J. auf den Lagern der biefigen Händler fo zu ſagen der Ton angegeben 
und mit einer durchſchnittlichen Preisreduction von 8 bis 10 Thlr. ztemlich 
bedeutende Umſätze ftattgefunden hatten, entwickelte ſich bald am erſten 
Markttage den 4 Juni das Geſchäft bei den Producenten mit ziem⸗ 
ſicher Regſamkeit in dem eben angegebenen Preisverhältniſſe. Der Um; 
ſtand, daß eine größere Anzahl derſelben dieſem Preisabſchlage ſich 
nicht gleich fügen wollte, verurſachte am Vormittage des erſten Markt: 
tages eine Zurückhaltung der Käuier, die den Eindruck einer Flauheit machte; 
als ſich aber bald eine größere Fügſamkeit zeigte, ſtellte ſich auch Kaufluſt 
ein, und es kondte ſchon am Ende des zweiten Markttages geſtern Abend 
der Markt als beendet angeſehen werden. Die Reduction der Preiſe (die 
wir oben auf alle Gattungen ducchſchnittlich mit 8 —10 Thlr. bezeichneten) 
türfte ſich bei mittel und mittelfeinen Wollen etwa auf 8 Thaler, bei feinen 
und hochfeinen Wollen auf 10—12 Thlr. normiren laſſen. Es bedarf kaum 
der Erwähnung, daß je nach Wäſche und Behandlung der Wollen dieſe 


Preisermäßigung manchmal kleiner, manchmal auch 1 J e wurde. Im 
Allgemeinen waren Wäſche und Behandlung der ſchleſiſchen Wollen beſſer 
als im vorigen Jahre, obſchon der Jahrgang nicht gerade als glänzend be⸗ 
zeichnet werden kann. 5 

Die Käufer waren in gewöhnlicher Zahl anweſend, und wenn von den 
Rheinländern eine gewiſſe Zurückhaltung nicht zu verkennen war, ſo hat dage⸗ 
gen England, wie gewöhnlich bei reducirten Preiſen, ein größeres Quantum 
als ſonſt aus dem Markte genommen. 5 . 

Das Schurgewicht dürfte reichlich dem vorjährigen gleichkommen, daſſelbe 
vielleicht noch um einige Procente überſchreiten. 

Nach den von den Thor⸗Expeditionen und den Verwaltungen der Eiſen⸗ 
bahnen uns übergebenen Nachweiſungen ſollen in erſter und zweiter Hand 
zu Markte geſtellt worden fein: 5 : 

a. in ſchleſiſchen Wollen (incl. Sterblings⸗ und Schweißwollen) 43,500 Ctr. 


b. in poſener Wollen ..... e 17.000 
e. in polniſchen und öſterreichiſchen Wollen ... 2 5,500 s 
d. in altem Beſtande, nachdem im Laufe des Mai noch circa 

2100 Ctr. verkauft wurden 13,000 ⸗ 


ee mithin in Summa 79,000 Ctr. 

eine Ziffer, die uns um einige Tauſend Centner zu hoch 

gegriffen erſcheint. 
Im vorigen Jahre waren zu Markte geſtenk 63,500 Ctr. 
mithin in dieſem Jahre mehr 15,500 Ctr. 
Es wurden, ſo weit ſich dies unter den nachſtehenden Bezeichnungen feſt⸗ 
ſtellen läßt, folgende Preiſe bezahlt: 

für ſchleſiche hochfeine und Elektoral⸗Wollen. 


. 5 le... 88 — 9 5 
. „mittel und mittelfeine. .... . 78— 85 
: geringere Dominial⸗ und Ruſtikal 68— 75 
5 „ mittle, mittelfeine und feine Sterblinge .... 64— 78 
. ⸗ Schweißwolle nn — 67 ⸗ 
. Poſener mittle u. mittelfeine Einſchurwollen 70— 80 + 


Das Quantum der in erſter und zweiter Hand noch befindlichen Wollen 
aller Gattungen beläuft ſich auf ca. 16,000 Centner. Viele Käufer ſind zwar 
noch anweſend, doch dürfte das Geſchäft wobl als beendet zu betrachten ſein. 

Die Handelskammer. Commiſſion für Wollberichte. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗ Nachrichten. 

Paris, 6. Juni, Nachm. 3 Uhr. Bei fortdauernder Lebloſigkeit eröff⸗ 
nete die Rente zu 70, 35, hob ſich auf 70, 50 und ſchloß feſt doch unbe⸗ 
lebt zur Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 92% eingetroffen. 
Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 70, 40. 4½ proz. Rente 97, 50. Zproz. 
Spanier 49%. [proz. Spanier —. Silber ⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗ 
Eifenbahn⸗Altien 518. Credit mobilier⸗Aktien 832. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 


617. Oeſterr. Credit⸗Aktien —. 
London, 6. Juni, Nachm. 3 Uhr. Conſols 92. Iprz. Spanier 44. 
4 proz. Ruſſen 91. 


Mexikaner 31%. Sardinier 81%. Sproz. Ruſſen 97. 
Hande 3 Monat 13 Mk. 8 Sch., Wien 13 Fl. 10 Kr. 

Nach dem neueſten Bankausweis beträgt der Noten⸗Umlauf 20,850,540, 
der Metallvorrath 15,486,723 Pfd. St. 

Mien, 6. Juni. Mittags 12 Ubr 30 Minuten. Börſe feſt. proz. 
Metallig. 71, 20. 4 proz. Metall. 63, —. Bankaktien 843. Nordbahn 
212, 90. 1854er Looſe 95, —. National⸗Anleihe 84, 20. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 264, — Creditaktien 218, 80. London 129, 10. Hamburg 
96, 25. Paris 51, 10. Gold —, —. Silber „. Eliſabetbahn 163, —. 
Lomb. Eiſenbahn —, —. Neue Looſe 133, —, 1860er Looſe 94, —. 

Fraukfurt a. M., 6 Juni, Nm. 2 Uhr 30 M. Anhaltend günftige Stim⸗ 
mung, bedeut. Umfa in öſtr. Fonds u, Aktien. Vollbezahlte neue Ruſſen 91%. 
Schluß⸗Courſe: Ludwigsh.⸗Bexbach 135%. Wiener Wechſel 91%. Darmſt. 
Bank⸗Aktien 220. Darmſt. Zettelbank 248. 5proz. Metall. 53%. 4 proz. 
Met. 48%. 1854er Looſe 72%. Oeſterr. National⸗Anleite 637%. Deſterr.⸗ 
Franz. Staats- Eiſenb.⸗Aktien 235. Oeſterr. Bank⸗Antheile 764. Oeſterr. 
Eredit⸗Attien 19914. Neueſte öperr. Anleihe 73%. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 
121. Mhein⸗Nabe⸗Bahn 33%. Mainz⸗Ludwigsbafen Litt, A. 124%. 

Hamburg, 6 Juni, Nachm. 2 Uhr 30 Min, Anfangs feſt, ſpäter ruhiger. 
Schlußk⸗Gourſe: Nalional⸗Anleihe 64%. Oeſterr. Credit⸗Aktſen 84%. 
Vereinsbank 101%. Norddeutſche Bank 9876. Rheiniſche 93%. Nordbahn 
62%. Disconto 4. Wien 98, —. Petersburg 30%. 

Hamburg, 6. Juni. [Getreidemarkt. Bun loco flau, ab aus⸗ 
wärts geſchäftslos. Roggen loco weichend, ab Königsberg pr. Juni 77% 
gehalten, 77 geboten. Oel loco 28, pr. Okt. 27%. Kaffee ruhig. 

Liverpool, 6, Juni. [Baumwolle.] 8,000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe gegen geſtern Unverändert. Wochenumſatz 72,320 Ballen. 


London, 6. Juni. Getreidemarkt (Schlußbericht), Engliiher Weis | 
zen wenig Zufuhr, feſt gehalten, in fremdem nur Detailgeſchäft. Gerſte 
langſam verkauft, Hafer ſehr matt, einen halben bis einen Schilling niedri⸗ 
ger. Schönes Wetter. g 


Berliner Börse vom 6. Juni 1862. 


Fonds- und Geldeourse, Ber 
Kreiw. Bianta-Auleibsia . bz. Oderschlos. B.- 7% 3% 122½ B. 
ütraty- Anl. v. 1880, 62 414110) B. Alto 0. 0 


dito 34, 58, 8% 67 % 10 ½ bs. dito Prior K. — ee 

dito 423 4% % bz dtto Prior l. 25 87 G. 

dito 1856 167% ba dito Prior 0. — —.— 
zinuta Schuld- Sch., 36,8 0% 8 dito Prior D.,} — 4 95% @ 

Oysze-Ani. von 15 134,13217%, bu. äto Prior E.. — 3½ 85 ½ bz. 

Yarliner Stadt-Opt. 4% 01K B. dito Prior F. — 4% 0 
(Fur u. Naumürb. 4 93 bz Dppela-Tarnow. 4 4b. 

0 ao 101 ½ ba Prinz-W, (St.-V.)] % 466% B. 

pommersche %% % ba. *boiniacho su... b | 4 |94 Da. 

dito neue | A 104 br dito (St.) br. — ! 4 le 6. 

#1 Potonscho . 4 104½ G. dito Prior. ö 49% G. 

3 to 54 55% f. dito III. Em. | — 4% 8% ba 

a dito neues. 4% . Abein Mahabaha — | 71 3. ½ bz. 
Zehleelsche . . . . RU . Euhrort-Crafoid. 244 314'98 oz. 

eo [Kur- u. Moumärk. | 4 0 ½ bz Starg.-Posener ,.| 4 . 9 %% bz 

© Fommoreche 4 % % bz Thüringer ......16% 121 0. 

= |Posonschs .......| A [18% bz Wühelms-Dahn .| — | 4 [68% 4 ½ ba. 

at Prounsischs ......j 4 99 b. dito Prior. — | 4 |v2 B. 

3 |Weotf. u. hein. A 8% B. dito DI. Em. | — 4 - — 

2 |3ächsische 905% bn. dito Prior 81. — 4ſt bz. 
Bohlesiache ) do dito — 3 0 be. 

Louisdor . 

Yoldkronen . 6% 6. Preuss. und ausl. Bank-Actien. 

Ausländische Fonds, — . 

Hecterr. Metall.. 4“ 66 U. Bar. K.-Verein., 6] 4 |116% B 
dito 540r Pr.-Aul. | 4 |74% 6. Borl.-Hand.-Gon. , 5 490% etw. bz. 
aito neue I00-0.-L.1 — 0% C. Berl. W. Cre. G. - 6 
dito Nat.-Arleihe .| 6 65%, 6 % br. Arzungchw. Bank 4 4A |f0% bz. 
dito Benku. u. Wr. - 78 ½ tz u. G. Breraer Br 5 413 0. 

Auss.-onyl. Anleihe. | 5 6 ½ B Ooburg. Credit A., 470 6. 
dito 8. Auleike . 5 |r6% G. Darmat, Zottel-B. 81 4 fh 8. 
dito poln. Bch.-Ob}. 4 82%, G. Darmat,Orodb.-A.) 6 48% ba. 

Pola. Pfandbriefo . 4 Done. Creditb.-A — 46% bs 

to III. Em......| 4 181%, B. Disc.-Cm-Anthl. | — | 4 % ba. l. 

Loln. Obl. à 500 EI. . A g etw. br. Gonf. Croditb.-A. — A 657 4 4% D. 
dito s 300 KI. . 5 4, G. @öraor Bank . . 5% A 65% ba. 
dato à 200 FI. . 43% G. amd. Nrd. Sanh; d AI 6. 

poln. Banknoten. . 7½ 6. „ Ver. „ ß 4101 0 

Kurhass. 40 Thlr.. . 57 bz Haunov. „ 4½ 4 %% un. 

Baden 35 Fl... . . . . — 31½ 6. Leipziger — 4190 

—————ä6ä Luzembrg. y | 10 4 9 * B 

Actien-Course, Mord. Priv. „ 4 40 8 
re . Hela. Oreditb.-A 6 4 80% G. 
‘gel: BR. | NE u! 8 30 B 

Anch -Döcastd...| 71,7 B Jester. Orded.-A. 7 6 1647, 5 g 

Aach.-Mastricht. | 3%, 4 34½ 387% 440 bz || Pas. Prov.-Bank | 4 4 eb * 

Amst.-Bottordam | Um A 8% b. Prouss.B. Anıh | 4 4½ 72 bz 

Borg. Märkische] 6% 4 110% B Sent Bark Ver. 6° f 8% br. 

Borſin-Arhalter . 8 ½ 4 %% bz hüringer Bank 54 4 5570 8 

Borlin-Hamburg.] 6 4118 6. Weimar. Bank... 4 4 e etw. bu. 

Berl.-Fotsd.- Mrs. i! 43% he. 

Berli. Stettiner . 7% 412% b Weehsel-Course. 

Brenlau-Rreibrg e 4126 f P. be Amptordam . 

Oöln-Mindener ..| 3½ 8 B. G 2 M. 142 

Frans St.-Bisenb. | — 8 l % hm. lamburg 11. 

Ludw.-Bexbsch. | 8 | 411344, 8 A A 

Mard,-Halberst. . 1221," 4 2 4 B. Lo ea 

Magd.-Wittaub re.] 1½% 44% 0 C 

Mains-Ludw. A. | 412, bf u. 0. Wien österr. Währ. e T. 1% bz. 

Mockleaburger..]| ½ 4 107% bz ee 

Münster-Hammar| 4 | 4 ½½% G Augsburg 

Naoisso-Brioger . 31%, 473 12. Leipzig 

arg ee Tea r 5 in N 

„Bobl.-Zweigb. | 1½ 2b. Frankfurt a. M 

Nordb. (Fr.-W.) — | 4 %%% & J. ba. Petersburg 
dito Prior....| — Ma — — Warschau 

Oberschlen. A. . 7, 8½ 182 br. Brems 


Der Eiſenbahnzug aus Wien hat heut in Deiterr..Oderber; 
den Anſchluß an den Perſonenzug nach Beese nicht ES 
Breslau, den 7. Juni 1862, Königl. Poſt⸗Amt. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein in Breslau. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


